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Kurze Stellungnahme der Verwaltung:

Gemäß Darstellung im Antrag entspricht die Satzung der Stadt Castrop-Rauxel über die
Durchführung von Bürgerentscheiden in den Punkten

• Art und Weise der Information und
• Zeitpunkt der Information der Abstimmungsberechtigten

nicht der BürgerentscheidsDVO.

Die Verordnung schreibt u. a. vor, dass die Abstimmberechtigten zeitgleich mit der Ab-
stimmungsbenachrichtigung in geeigneter Weise über die Auffassung der Vertretungs-
berechtigten des Bürgerbegehrens und die innerhalb der Gemeindeorgane (= Rat und
Bürgermeister als Hauptverwaltungsbeamter) vertretenen Auffassungen informiert wer-
den.

Die städtische Satzung sieht hierzu in § 18 Absatz 2 vor:

„Unverzüglich nach der Bestimmung des Abstimmungstages durch den Rat der Stadt
macht der Bürgermeister den Abstimmungstag und den Gegenstand des Bürgerent-
scheids öffentlich bekannt. Die Bekanntmachung hat zu enthalten:

1. den Tag der Abstimmung,
2. den Text der zu entscheidenden Frage.
3. eine Erläuterung des Bürgermeisters, die kurz und sachlich sowohl die Begrün-

dung der Antragsteller als auch die von der Gemeinde vertretenen Auffassung ü-
ber den Gegenstand des Bürgerentscheids umfasst.“

Aus Sicht der Verwaltung genügt nachfolgende Änderung dieser Regelung der Bestim-
mung der Verordnung: auf der Abstimmungsbenachrichtigung erfolgt ein Hinweis auf
die Amtliche Bekanntmachung. Diese erfolgt am ersten möglichen Tag der Verteilung
der Abstimmungsbenachrichtigungen (34. Tag vor dem Bürgerentscheid). Außerdem
sollten in Ziffer 3 die Worte „von der Gemeinde vertretenen Auffassung“ geändert wer-
den in „von den Gemeindeorganen vertretenen Auffassungen“.

Alle weiteren Änderungen obliegen der politischen Diskussion und Beschlussfassung.

B e i s e n h e r z
Bürgermeister


